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Rainer Brechtken 

Meine sehr geehrten Damen und 
Herren, zur Eröffnung des Landes- 
denkmaltags 1995 überbringe ich Ih- 
nen die besten Grüße der Landesre- 
gierung und von Herrn Wirtschafts- 
minister Dr. Dieter Spöri. Ich danke 
der Stadt Bad Wildbad für die Unter- 
stützung bei der Vorbereitung des 
diesjährigen Landesdenkmaltags und 
der Staatsbad Wildbad Bäder- und 
Kurbetriebsgesellschaft mbH, die das 
repräsentative Kurhaus für die Veran- 
staltung des Landesdenkmaltags zur 
Verfügung gestellt hat. 

Die Stadt Bad Wildbad ist ein gutes 
und lehrreiches Anschauungsbeispiel 
für die Chancen und die Probleme ei- 
ner bedeutenden Bäderstadt in unse- 
rer heutigen Zeit - nicht nur unter 
dem Aspekt der Denkmalpflege, son- 
dern auch unter dem Aspekt der wirt- 
schaftlichen und betrieblichen Ent- 
wicklung allgemein. 

Denkmalschutz und Denkmalpflege 
gehören spätestens seit den 70er Jan- 
ren sowohl im politischen wie im öf- 
fentlichen Bewußtsein zu den wichti- 
gen staatlichen Aufgaben. Um die- 
sem Anspruch gerecht zu werden, hat 
das Land sowohl die personellen und 
fachlichen Kapazitäten des Landes- 
denkmalamts erheblich ausgebaut als 
auch die finanziellen Mittel für die 
Förderung der Bau- und Kunstdenk- 
malpflege sowie für archäologische 
Ausgrabungen und Untersuchungen 
beträchtlich erhöht. 

Heute steht das Landesdenkmalamt 
Baden-Württemberg mit rd. 250 fest 
angestellten, fachlich hoch qualifi- 
zierten Mitarbeitern mit an der Spitze 
in der Bundesrepublik Deutschland. 
Seine Fachkompetenz und Leistungs- 
fähigkeit ist nicht nur in Deutschland, 
sondern auch über seine Grenzen 
hinaus in der Fachwelt anerkannt. 

Wichtigste politische Aufgabe auf 
dem Gebiet des Denkmalschutzes in 
Zeiten notwendiger Sparmaßnahmen 
ist die Sicherung der Kontinuität in der 
Denkmalpflege. Jedes zerstörte oder 
zugrunde gegangene Kulturdenkmal 
ist für immer verloren und kann in 

wirtschaftlich besseren Zeiten nicht 
wieder zurückgeholt werden - sofern 
wir uns nicht auf das Gebiet der Re- 
konstruktionen und der Fassaden- 
Denkmalpflege begeben wollen. 

Das Gebot der Sicherung der Konti- 
nuität gilt auch für die finanzielle Aus- 
stattung der Denkmalpflege. Die Lan- 
desregierung hat deshalb die Haus- 
haltsansätze für die allgemeine Denk- 
malförderung nicht nur gehalten, 
sondern im Doppelhaushalt 1995/95 
sogar von rd. 50 Mio. DM auf jeweils 
über 52 Mio. DM angehoben. Mit 
Hilfe dieser Mittel werden in diesem 
Jahr Zuschüsse für Restaurierungs- 
maßnahmen an über tausend Kultur- 
denkmalen vergeben werden. 

Neben der allgemeinen Denkmalför- 
derung ist noch das Umweltscha- 
densprogramm zu erwähnen, das im 
laufenden Haushalt auf gleichem Ni- 
veau wie im vergangenen Haushalt 
fortgeführt wird. Die Fördermittel in 
Höhe von jährlich rd. 5 Mio. DM wer- 
den für Kulturdenkmale eingesetzt, 
die durch Umwelteinflüsse geschä- 
digt sind. Zusätzlich zur Bezuschus- 
sung von Restaurierungsmaßnahmen 
werden durch das Programm auch 
Mittel für wissenschaftliche Untersu- 
chungen bereitgestellt. 

Auch auf dem Gebiet der archäologi- 
schen Denkmalpflege werden wir das 
bisherige Niveau halten können. Für 
archäologische Ausgrabungen und 
deren Auswertung werden dieses Jahr 
über 16 Mio. DM zur Verfügung ge- 
stellt. Es ist ein fester Grundsatz der 
Denkmalpolitik in Baden-Württem- 
berg, daß archäologische Ausgrabun- 
gen nur dort durchgeführt werden, 
wo sie zwingend ertorderlich sind, 
um einer sonst nicht abwendbaren 
Zerstörung eines wichtigen Boden- 
denkmals zuvor zu kommen. Solche 
Zerstörungen drohen durch schlei- 
chende Bodenerosion, durch die 
landwirtschaftliche Bodenbearbei- 
tung oder durch Bodeneingriffe im 
Zuge von Baumaßnahmen oder Ver- 
kehrserschließungsmaßnahmen. 

Die dadurch erforderlichen archäolo- 
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gischen Ausgrabungen nennen wir 
Rettungsgrabungen. Mit den obenge- 
nannten 16 Mio. DM werden dieses 
Jahr wieder rd. 100 Rettungsgrabun- 
gen durchgeführt werden können, 
um hochwertige Kulturdenkmale vor 
ihrer Zerstörung auszugraben und zu 
dokumentieren. 

Zwei bereits seit längerem eingerich- 
tete Sonderprogramme, nämlich das 
Schwerpunktprogramm Denkmal- 
pflege und das Denkmalnutzungs- 
programm, stehen vor ihrer Vollen- 
dung. In beide Sonderprogramme 
waren besonders aufwendige Sanie- 
rungsmaßnahmen an bedeutenden 
Kulturdenkmalen sowie einige ar- 
chäologische Maßnahmen aufge- 
nommen worden. Beide Programme 
zusammen umfaßten ein Finanzvolu- 
men von 283 Mio. DM. Mit Zuschüs- 
sen aus diesen Programmen konnten 
über 200 nichtstaatliche Kulturdenk- 
male vor dem drohenden Verfall ge- 
rettet werden. 

Wichtig in diesem Zusammenhang ist 
auch, daß neben der direkten Förde- 
rung von Restaurierungsmaßnahmen 
durch Zuschüsse auch eine in ihrer 
Bedeutung nicht zu unterschätzende 
indirekte Förderung durch steuerliche 
Vergünstigung bei der Abschreibung 
von Baudenkmalen besteht. Im Zuge 
der Bemühungen um eine Haushalts- 
konsolidierung gab es auch Überle- 
gungen, diese Vergünstigungen in Zu- 
kunft zu streichen. Diese Überlegun- 
gen wurden jedoch im Ergebnis nicht 
weiter verfolgt. Die indirekte Förde- 
rung durch die steuerliche Abschrei- 
bung von Baudenkmalen bleibt des- 
halb weiter bestehen. 

Im Zuge der Verwaltungsreform- 
bemühungen der Landesregierung 
wurde auch eine Organisations- und 
Wirtschaftiichkeitsuntersuchung der 
Denkmalschutzverwaltung von ei- 
nem externen Cutachter durchge- 
führt. Ziel der Organisationsuntersu- 
chung in der Denkmalschutzverwal- 
tung war nicht die Überprüfung mög- 
licher zusätzlicher Personaleinspa- 
rungspotentiale, sondern die Prüfung 
von Verbesserungen im verfahrens- 
mäßigen, organisatorischen und wirt- 
schaftlichen Bereich zur Steigerung 
der Effektivität. Dabei sollte auch Fra- 
gestellungen nachgegangen werden, 
die immer wieder auftauchten, insbe- 
sondere Vorwürfen, wie der Behinde- 
rung kommunaler Planungen durch 
angeblich überzogene Forderungen 
der Denkmalpflege oder insgesamt 
zu langen Verfahrensdauern und 
schließlich der Frage der Dissensver- 
fahren. 

Hiervon ausgehend wurden vom 
Gutachter schwerpunktmäßig die 

Aufbau- und Ablauforganisation der 
Denkmalschutzverwaltung und die 
denkmalschutzrechtlichen Verfahren 
untersucht. Das Ergebnis der Untersu- 
chung liegt seit einem halben Jahr vor. 

Die Vorwürfe konnten weitgehend 
entkräftet werden. 

Nach einhelliger Aussage der inter- 
viewten kommunalen Vertreter wer- 
den durch die Arbeit der Denkmal- 
schutzbehörden kommunale Planun- 
gen nicht behindert. Zeitliche Verzö- 
gerungen sind auf Einzelfälle be- 
schränkt. Im übrigen besteht eine 
hohe allgemeine Akzeptanz der 
Denkmalpflege. 

Die Verfahrensdauern denkmal- 
schutzrechtlicher Verfahren bewegen 
sich im allgemeinen Rahmen (durch- 
schnittlich 4 bis 6 Wochen) und wei- 
chen nur in einer Minderzahl von Fäl- 
len hiervon ab. 

Die Bedeutung der Dissensverfahren 
ist von den Kritikern weit überschätzt 
worden. Bei insgesamt 17 694 denk- 
malrechtlichen Verfahren pro Jahr gab 
es nur 122 Dissensfälle, d. h. Fälle, in 
denen kein Einvernehmen zwischen 
unterer Denkmalschutzbehörde und 
Landesdenkmalamt erzielt werden 
konnte. Dies sind 0,76% aller Verfah- 
ren. Die hier auftretenden längeren 
Verfahrensdauern können sich daher 
auf die Praxis insgesamt nicht auswir- 
ken. 

Gleichwohl bringt das Gutachten 
eine Reihe von Verbesserungsvor- 
schlägen, die sich vorrangig auf den 
verfahrensmäßigen und innerbetrieb- 
lichen Ablauf beziehen. Die Landes- 
regierung hat sich mit dem Gutachten 
bereits befaßt und das Wirtschaftsmi- 
nisterium mit der Prüfung der Umset- 
zung solcher Verbesserungsvorschlä- 
ge beauftragt. 

Auswirkungen auf die Denkmal- 
pflege werden auch von der zum 1. 
Januar1996 in Kraft tretenden Neufas- 
sung der Landesbauordnung ausge- 
hen. Dies gilt insbesondere für die 
gesetzliche Einführung des sog. 
Kenntnisgabeverfahrens. Liegen die 
Voraussetzungen des Kenntnisgabe- 
verfahrens vor, braucht keine Bauge- 
nehmigung mehr eingeholt werden. 
Dies ist vor allem der Fall bei der Er- 
richtung, aber auch der Änderung 
von Wohngebäuden innerhalb des 
Geltungsbereichs eines Bebauungs- 
plans. Darüber hinaus wird der Ab- 
bruch von Gebäuden künftig generell 
im Kenntnisgabeverfahren erfolgen. 
Die Tatsache, daß in diesen Fäl- 
len kein Baugenehmigungsverfahren 
mehr durchgeführt werden muß, be- 
deutet jedoch keineswegs, daß da- 
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durch das Denkmalrecht außer Kraft 
gesetzt wäre. Vielmehr ist in diesen 
Fällen, sofern denkmalpflegerische 
Belange, seien es solche der archäolo- 
gischen Denkmalpflege oder der 
Bau- und Kunstdenkmalpflege, be- 
rührt sind, eine Genehmigung der un- 
teren Denkmalschutzbehörde her- 
beizuführen. Ich möchte deshalb - 
um eventuellen Mißverständnissen 
vorzubeugen - an künftige Bauherren 
und an die Architekten appellieren, 
falls sie eine Maßnahme im Kenntnis- 
gabeverfahren durchführen wollen, 
genau zu prüfen, ob nicht denkmal- 
pflegerische Belange berührt werden 
und deshalb ein eigenständiges 
denkmalrechtliches Genehmigungs- 
verfahren durchgeführt werden muß. 
Auch im Einführungserlaß zur neuen 
Landesbauordnung werden wir hier- 
auf besonders hinweisen. 

Angesichts der neuen baurechtlichen 
Situation ist es für die künftigen Bau- 
herren, die Architekten und die Be- 
hörden um so wichtiger, daß im vor- 
hinein bekannt ist, ob durch die 
Baumaßnahme ein Kulturdenkmal 
betroffen ist. Daher kommt der soge- 
nannten Listenerfassung des Lan- 
desdenkmalamts eine gestiegene Be- 
deutung zu. In Baden-Württemberg 
gibt es hoch gerech net rd. 80 000 Bau- 
und Kunstdenkmale. Durch die Li- 
sten inventarisation des Landesdenk- 
malamts wurden hiervon bereits 
57 870 Kulturdenkmale erfaßt und so- 
mit als solche den Beteiligten kennt- 
lich gemacht. Das Wirtschaftsministe- 
rium wird zusammen mit dem Lan- 
desdenkmalamt Maßnahmen ergrei- 
fen, um die Listenerfassung im Inter- 
esse der Bauherren, aber auch der 
Denkmalpflege selbst zu beschleuni- 
gen. 

Lassen Sie mich noch einige grund- 
sätzliche Bemerkungen zur wirt- 
schaftlichen Bedeutung der Kurorte in 
Baden-Württemberg machen. 

In der Bundesrepublik Deutschland 
(West) sind 272 Gemeinden als Heil- 
bäder und Kurorte prädikatisiert. Ba- 
den-Württemberg ist mit 60 höher 
prädikatisierten Kurorten (Heilbäder, 
Heilklimatische Kurorte, Kneipp-Kur- 
orte und Orte mit Heilquellen-Kurbe- 
trieb) das bäderreichste Bundesland. 
Hinzu kommen 70 Luftkurorte und 
160 Erholungsorte. 

Der Fremdenverkehr in Baden-Würt- 
temberg, der mit ca. 200 000 Beschäf- 
tigten einen Beitrag zum Bruttoin- 
landsprodukt von 12 bis 15 Mrd. DM 
und damit einen Anteil von rd. 5% er- 
wirtschaftet, ist überwiegend von den 
Bädern und Kurorten geprägt. Am ge- 
samten Übernachtungsaufkommen 
in Baden-Württemberg entfällt auf die 

Kurorte ein Anteil von 65%. Dem 
Fremdenverkehr in den überwiegend 
ländlich geprägten Kurorten kommt 
auch eine wichtige strukturpolitische 
Aufgabe zu. Er lenkt kaufkräftige 
Nachfrage in strukturschwache Re- 
gionen und führt zu einer Stärkung 
der dortigen Wirtschaftskraft. In ba- 
den-württembergischen Kurorten 
sind durchschnittlich 40%, in den 
Schwarzwald-Kurorten durchschnitt- 
lich sogar 50% der Arbeitsplätze vom 
Fremdenverkehr abhängig. 

Die Kurorte befinden sich in einem 
hart umkämpften Markt und haben 
sich gegen Konkurrenten im In- und 
Ausland zu behaupten. Das derzei- 
tige Marktgeschehen ist durch eine 
zunehmende Verschärfung des Wett- 
bewerbs geprägt. 

Die Angebotsseite ist insbesondere 
durch einen verstärkten Eintritt neuer 
Wettbewerber sowie forcierter An- 
strengungen der alten Wettbewerber 
gekennzeichnet. 

Der Bedarf am Produkt „Kur" (insbe- 
sondere hinsichtlich der geriatrischen 
Komponente) wird durch die zuneh- 
mend älter werdende Gesellschaft 
ansteigen. Allerdings wird Bedarf erst 
dann zur Nachfrage, wenn er auch fi- 
nanziert werden kann. Gerade in die- 
ser Beziehung wird die Entwicklung 
der Altersstruktur die sozialen Siche- 
rungssysteme vor erhebliche Bela- 
stungsproben stellen. 

In diesen Entwicklungen liegen große 
Herausforderungen, aber auch Chan- 
cen für die Heilbäder und Kurorte. 
Nicht zuletzt der Qualitätsdruck und 
der damit verbundene Zwang zur 
Optimierung des Angebots sowie des 
Innen- und Außenmarketings eröff- 
net die Chance, das Image der Kur bei 
allen relevanten Zielgruppen (Politik, 
Medien, Ärzteschaft, Medizinwissen- 
schaft, Bevölkerung, Kostenträger) 
nachhaltig aufzuwerten und dadurch 
der Kur und den Kurorten einen 
größeren Stellenwert innerhalb des 
Gesundheitswesens zu verschaffen. 

Dies setzt allerdings neben einem 
marktorientierten Konzept auch fi- 
nanzielle Ressourcen voraus. Die fi- 
nanziellen Hilfen der Landesregie- 
rung bestehen im wesentlichen in der 
Förderung von Werbe- und Verkaufs- 
förderungsmaßnahmen der überre- 
gionalen Verbände sowie kurmedizi- 
nischer Forschungsprojekte wissen- 
schaftlicher Institute. Das projektbe- 
zogene Zuschußsystem wurde seit 
1994 auf ein System mit laufenden, 
pauschalierten, projektunabhängigen 
Zuweisungen umgestellt. Diese Um- 
stellung wird nach wie vor kontrovers 
diskutiert. Es ist Aufgabe der Landesre- 

gierung, die weitere Entwicklung auf- 
merksam zu beobachten und ggf. 
Überlegungen hinsichtlich des Sy- 
stems sowie des Volumens staatlicher 
Förderung im Rahmen des Mögli- 
chen anzustellen. 

In einigen Badeorten trägt das Land 
direkt Verantwortung für den Bade- 
und Kurbetrieb. Es handelt sich um 
die aus historischer Zeit überkomme- 
nen Landesbeteiligungen in Bad 
Wildbad, Badenweiler und Baden- 
Baden sowie um die erst 1951 be- 
gründete Beteiligung des Landes in 
Bad Mergentheim. 

Die wirtschaftliche Struktur dieser Bä- 
der mit staatlicher Beteiligung ist un- 
terschiedlich und in ihrer Unter- 
schiedlichkeit auch lehrreich. 

Bad Mergentheim verfügt über eine 
große Anzahl von Kliniken, die sog. 
offenen Badekuren spielen dort nur 
eine untergeordnete Rolle. Diese 
Struktur hat sich als wirtschaftlich sehr 
stabil erwiesen. 

In Badenweiler und Bad Wildbad 
überwiegen demgegenüber noch die 
offenen Badekuren. In beiden Orten 
wird jedoch das Ziel verfolgt, ihre 
wirtschaftliche Situation durch die 
Ansiedlung von Kliniken zu stabilisie- 
ren. 

Baden-Baden schließlich läßt sich 
heute kaum mehr allein als Bäder- 
und Kurstadt charakterisieren. Die 
Stadt hat sich zu einer Kongreß- und 
Fremdenverkehrsstadt entwickelt. 
Diese Entwicklung wird sich durch 
den Bau des neuen Festspielhauses 
weiter verstärken. 

Um den härter werdenden Wettbe- 
werb zu bestehen, müssen die ba- 
den-württembergischen Kur- und Bä- 
derorte entsprechend attraktiv sein. 
Dazu gehört eine Infrastruktur, die die 
gestiegenen Komfort- und Erlebnis- 
wünsche der Gäste befriedigt - aber 
auch die Pflege der historischen Iden- 
tität und des Flairs der traditionsrei- 
chen Badeorte in unserem Lande. 
Denkmalpflege in Badeorten ist des- 
halb nicht nur eine Angelegenheit, 
die den in der Bevölkerung veranker- 
ten Wunsch nach Erhaltung unseres 
kulturellen Erbes betrifft, sondern 
auch ein nicht zu unterschätzender 
Standortfaktor für die künftige Ent- 
wicklung unserer Badeorte. 

Besonders umfangreiche Maßnah- 
men hat das Land in Bad Wildbad 
durchgeführt. Das Thermalbewe- 
gungsbad wurde renoviert und attrak- 
tiver gemacht. Das landeseigene 
Grundstück „Quellenhof" wurde an 
einen Investor veräußert, der mit dem 
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Neubau einer Reha-Klinik begonnen 
hat. Des weiteren veräußert das Land 
das staatliche Rheumakrankenhaus, 
verbunden mit einer Ansiedlung ei- 
ner rheumatologischen Rehabilitati- 
onsklinik. Für die weitere Entwicklung 
Bad Wildbads von großer Bedeutung 
ist ferner, daß nunmehr mit dem Bau 
des seit langem geplanten Umge- 
hungstunnels begonnen werden 
konnte. Besonders hervorheben 
möchte ich jedoch die Sanierung und 
Umgestaltung des Alten Eberhards- 
bads, das zu den bedeutendsten Kul- 
turdenkmalen in Bad Wildbad und in 
den baden-württembergischen Ba- 
deorten insgesamt gehört. Es wird 
derzeit vom Land mit großem finanzi- 
ellen Aufwand zu einem Erlebnisbad 
umgestaltet, das in seiner Kombina- 
tion von herausragender historischer 
Architektur und modernem Bade- 
komfort ein einzigartiges Beispiel ge- 
ben wird. Die Eröffnung des Eber- 
hardbads am 1.12.1995 wird ein hi- 
storisches Ereignis für die traditions- 
reiche Bäderstadt Bad Wildbad sein. 
Dieses Ereignis wird auch einen Mei- 
lenstein darstellen in der Entwicklung 
Bad Wildbads hin zu einer moder- 
nen, attraktiven Bäderstadt, die ihre 
Attraktivität zu einem guten Teil aus 
ihren geschichtlichen Wurzeln und 
ihrer Tradition bezieht. 

Für die Modernisierungs- und Sanie- 
rungsmaßnahmen in Bad Wildbad 
und den anderen Badestädten mit 
staatlicher Beteiligung hat das Land in 
den letzten Jahren in erheblichem 
Umfang Haushaltsmittel aus dem Auf- 
kommen der Spielbankabgabe be- 
reitgestellt. Das soll auch in den näch- 
sten Jahren weiterhin geschehen. In 
der Haushalts- und Finanzpianung 
sind für diese Bäder Beträge in Höhe 
von durchschnittlich jährlich 30 bis 
40 Mio. DM, davon mehr als die 
Hälfte für die Investitionen in die In- 
frastruktur, vorgesehen. 

Auf die arbeitsmarktpolitischen Wir- 
kungen dieser Aufwendungen sei nur 
kurz hingewiesen. Sie sichern in den 
Dienstleistungsberufen, vor allem in 
der Hotellerie und Gastronomie so- 
wie im medizinisch-therapeutischen 
Bereich, zahlreiche Arbeitsplätze. Für 
diese Arbeitsplätze gibt es weder in 
Badenweiler und Baden-Baden noch 
in Bad Wildbad und Bad Mergent- 
heim in Anbetracht der dort beste- 
henden MonoStrukturen realistische 
Alternativen. 

Hand in Hand mit der Verbesserung 
der Infrastruktur im Bäderbereich ist 
das Land dabei, die Möglichkeiten 
der Privatisierung auszuschöpfen. Die 
ursprünglich als Landesbetriebe ge- 
führten Bäderbetriebe in Badenweiler 
und Bad Wildbad wurden bereits vor 

zehn Jahren in privatrechtliche Be- 
triebsgesellschaften umgewandelt. 
Nunmehr geht es darum, diese ledig- 
lich formale Privatisierung um materi- 
elle Privatisierungsmaßnanmen in Ein- 
zelbereichen zu ergänzen. 

Ziel des Landes ist es, die Bäder in die 
kommunale Verantwortung zu über- 
tragen. Das Land geht dabei davon 
aus, daß sich die Sitzgemeinde als Trä- 
gerin der örtlichen Kur- und Bäderein- 
richtungen damit stärker identifiziert 
und den besonderen Interessen die- 
ser Einrichtungen besser Rechnung 
trägt. Eine solche Lösung hat zudem 
den Vorteil, daß die den Badebetrieb 
betreffenden Entscheidungen vorOrt 
getroffen werden. 

Dieses Kommunalisierungsziel wurde 
im Rahmen der Umstrukturierung der 
Bäder- und Kurverwaltung in Baden- 
Baden bereits weitgehend umgesetzt. 

Eine stärkere Beteiligung der Gemein- 
den strebt das Land auch in Baden- 
weiler und in Bad Wildbad an. Wegen 
der hier vorhandenen Monostruktu- 
ren wird das Land Kommunalisie- 
rungs- bzw. Privatisierungsüberlegun- 
gen jedoch sehr behutsam angehen 
und Rücksicht darauf nehmen, daß 
diese Kommunen nicht überfordert 
werden. 

An dem Thema „Denkmalpflege in 
Badeorten" läßt sich die Entwicklung 
des Denkmalbewußtseins in der 
Nachkriegszeit ablesen. Wir können 
hier von einem dramatischen Be- 
wußtseinswandel in den 70er Jahren 
sprechen. In der unmittelbaren Nach- 
kriegszeit herrschte die weit verbrei- 
tete Einsteilung vor, daß mit der Ver- 
gangenheit gebrochen werden muß, 
daß anstelle des Alten, Überkomme- 
nen das Neue, das Zukunftsträchtige 
zu setzen ist. Aus vielerlei Gründen 
setzte dann in den 70er Jahren die 
Rückbesinnung ein auf die Werte der 
Tradition, die Einsicht in die Notwen- 
digkeit, für uns und unsere Nachkom- 
men das kulturelle Erbe der Vergan- 
genheit zu bewahren und zu erhal- 
ten. Es ist kein Zufall, daß Anfang der 
70er Jahre auch die gesetzliche 
Grundlage für den Denkmalschutz in 
Baden-Württemberg, unser Denk- 
malschutzgesetz, geschaffen wurde. 

In Bad Wildbad wird diese Entwick- 
lung exemplarisch deutlich. 

Das Ziel der Planung in den 50er Jah- 
ren war es, Bad Wildbad neu zu 
bauen. Aus heutiger Sicht müssen wir 
viele Ergebnisse dieser Planung als 
schmerzliche Verluste registrieren. So 
wurde die alte, aus dem Jahr 1879 
stammende Trinkhalle Ende der 50er 
Jahre abgebrochen, das 1871 er- 
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richtete Katharinenstift wurde einem 
Neubau geopfert, das alte Hotel 
Klumpp wurde beseitigt, das Badho- 
tel innen völlig umgebaut. Einige 
wichtige Zeugen der glanzvollen Ver- 
gangenheit der königlichen Bade- 
stadt konnten allerdings erhalten wer- 
den, so insbesondere neben dem 
Kursaal und dem König-Karlsbad das 
von mir schon erwähnte Graf-Eber- 
hard-Bad. Der beim Craf-Eberhard- 
Bad besonders deutlich zutage getre- 
tene Konflikt zwischen der modernen 
Nutzung als attraktives Erlebnisbad 
und der Erhaltung seiner historischen 
Gestalt und originalen Substanz ist 
hier mit großem Aufwand gelöst wor- 
den. 

Ein letztes bedeutendes Baudenkmal 
aus der glanzvollen Vergangenheit 
Wildbads ist noch zu nennen. Bei ihm 
haben wir es jetzt in der Hand, ob es 
auf die Verlustliste oder auf die Positiv- 
liste gesetzt wird. Es handelt sich um 
das ehemalige Kurtheater aus dem 
Jahre 1898. Dieses Kleinod rundet die 
große Bauepoche Wildbads ab und 
ist meines Erachtens ein unverzicht- 
barer Bestandteil der historischen 
Identität dieses Kurbads. Deshalb hat 
sich das Wirtschaftsministerium von 
Anfang an für seine Erhaltung ausge- 
sprochen, nachdem es ohne sinn- 
volle Nutzung dem Verfall preisgege- 
ben schien. Natürlich ist es in einer 
Zeit, in der die Finanzlage der öffent- 
lichen Hand äußerst angespannt ist, 
sehr schwierig, die erforderlichen Mil- 
lionen für seine Sanierung bereitzu- 
stellen. Aber die Investition in die Er- 
haltung und Restaurierung des Kur- 
theaters ist eine Investition in die Zu- 
kunft Bad Wildbads. 

Eines muß allerdings dazu deutlich 
gesagt werden. Die Rettung und Wie- 
derherstellung des noch im Landesei- 
gentum stehenden ehemaligen Kur- 
tneaters darf und kann nicht allein 
vom Land erwartet werden. Das Land 
hat für das Bauwerk keine Nutzung 
und kann auch in Zukunft nicht Nut- 
zungsträger sein. Hier sind vielmehr 
die Stadt und die örtliche Gemein- 
schaft gefordert. Finanzministerium 
und Wirtschaftsministerium haben 
deshalb einvernehmlich erklärt, daß 
unabdingbare Voraussetzung für eine 
Sanierung des ehemaligen Kurthea- 
ters ist, daß die Stadt Bad Wildbad ei- 

nen angemessenen finanziellen An- 
teil an den Sanierungskosten leistet, 
zu einem bestimmten Zeitpunkt das 
Gebäude zu Eigentum übernimmt 
und seine sinnvolle Nutzung in Zu- 
kunft gewährleistet. Hinsichtlich der 
Sanierungskosten, die auf rd. 8 Mio. 
DM veranschlagt werden, wurde ein 
Finanzierungsmodell erarbeitet. Die- 
ses sieht vor, daß 5 Mio. DM aus dem 
Bauhaushalt des Landes aufgebracht 
und die restlichen 3 Mio. DM von der 
Stadt Bad Wildbad übernommen 
werden. Von diesem kommunal zu fi- 
nanzierenden Anteil sind 2 Mio. DM 
bereits gesichert, nämlich durch ei- 
nen fest zugesagten Zuschuß des Lan- 
des aus der allgemeinen Denkmalför- 
derung und durch einen in Aussicht 
gestellten Zuschuß der Denkmalstif- 
tung Baden-Württemberg in Höhe 
von jeweils 1 Mio. DM. Hinzu kommt, 
daß die zu erwartenden Spenden, 
insbesondere seitens des engagierten 
und aktiven Fördervereins, auf den 
städtischen Finanzierungsanteil ange- 
rechnet werden. 

Ich gehe davon aus, daß das Land da- 
mit ein faires Angebot unterbreitet 
hat, und ich freue mich sehr, daß der 
Gemeinderat der Stadt Bad Wildbad 
sich auf dieser Basis zu einer positiven 
Grundsatzentscheidung durchgerun- 
gen hat. Was jetzt noch erforderlich 
ist, ist der Abschluß einer Vereinba- 
rung zwischen Stadt und Land, in der 
die noch offenen Einzelheiten des 
Ablaufs der Maßnahme geklärt wer- 
den. 

Ich darf Ihnen versichern, daß sich die 
Landesregierung auch in Zukunft ih- 
rer Verantwortung stellen wird. Und 
als Vertreter des für die Denkmal- 
pflege zuständigen Wirtschaftsmini- 
steriums möchte ich hinzufügen, daß 
die Denkmalpflege in den Badeorten 
und insbesondere in Bad Wildbad 
stets Gegenstand besonderer Auf- 
merksamkeit des Wirtschaftsministe- 
riums sein wird. 

In diesem Sinne eröffne ich den Lan- 
desdenkmaltag 1995. 

Staatssekretär Rainer Brechtken, MdL 
Wirtschaftsministerium 
Theodor-Heuß-Straße 4 
70129 Stuttgart 
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